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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 2005/06 von der Rechts- und
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität des Saarlandes als Habili-
tationsschrift angenommen. Sie ist mit der Prinzipienbildung in der Zwangsvoll-
streckung einem Thema gewidmet, das national wie international erst allmählich
Beachtung findet. Diese Entwicklung zu fördern war daher mein besonderes An-
liegen. Dabei war es zugleich von Interesse, die Schnittstellen zum öffentlichen
Recht zu beleuchten und denkbare Wege für eine Rechtsvereinheitlichung aufzu-
zeigen. Diese übergreifende Betrachtung ermöglicht es, die tradierten Prinzipien-
kataloge aus beiden Rechtsgebieten wechselseitig fruchtbar zu machen.

Angesichts der zunehmenden Europäisierung erscheint es zudem auch auf in-
ternationaler Ebene an der Zeit für eine prinzipielle Rechtsvereinheitlichung zu
sein; und so will die vorliegende Arbeit im Blick auf die europäischen Nachbarn
zugleich das Leistungsvermögen der deutschen Vollstreckungsrechtsdogmatik
unter Beweis stellen. Diese könnte Wegweiser für eine mehr als wünschenswerte
Zusammenführung der europäischen Rechtsordnungen sein.

Mein besonderer Dank gilt Herrn Prof. Dr. Dr. h.c. Helmut Rüßmann, der die
Betreuung der vorliegenden Arbeit übernommen hat. Er hat mir sämtliche Frei-
räume gewährt, ohne die diese Arbeit nicht hätte entstehen können. Herrn Prof.
Dr. Grupp danke ich für die Annahme der Habilitationsschrift aus öffent-
lichrechtlicher Sicht.

Tübingen, 4. August 2007 Jürgen Stamm
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